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Seit jeher gibt es in Deutschland keine verbindlichen Regelungen für die Tätigkeit der Gewerk-

schaften, also von Vereinigungen zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschafts-

bedingungen im Sinne von Art 9 Abs 3 Grundgesetz. Dies hat im Lauf der Zeit zu einer um-

fangreichen und wenig übersichtlichen Rechtsprechung für Einzelfälle geführt, zum sog. 

Richterrecht. 

Es wäre jedoch wünschenswert, wenn Handlungen der Gewerkschaften, die sich auf das 

Gemeinwohl auswirken, besser geregelt wären; denn jeder Streik wirkt sich nicht nur auf die 

Beziehung zwischen Arbeitgeber und Gewerkschaft aus, sondern vor allem auf die Kunden, 

die Schaden erleiden, weil die gerade tätigen Vertreter der Gewerkschaften und des Arbeitge-

bers sich nicht einigen wollen und nur ihre Parteiinteressen und nicht die Auswirkung ihres 

Handeln auf die Allgemeinheit im Blick haben. Wenn zum Beispiel eine zu umfangreiche 

Arbeitszeitverkürzung gefordert wird, müssen für die Kunden Leistungen eingestellt werden, 

wenn nicht genügend Arbeitnehmer für einen Ausgleich der entfallenden Leistungen zur 

Verfügung stehen. 

Früher wurde im öffentlichen Dienst weniger gestreikt, weil vor 1994 dieser Dienst zu einem 

erheblichen Teil von Behörden mit Beamten ohne Streikrecht geleistet wurde. Nach 1994 

überführten die Bundespolitiker teilweise nach Vorgaben der Europäischen Union die Bundes-

eisenbahnen, die Post und die Bundesautobahnen von Bundesbehörden oder die Autobahnen 

von der Auftragsverwaltung durch die Bundesländer in privatrechtliche Gesellschaften, z. B. 

die Eisenbahn 1994 [2], die Bundespost (Post, Fernmelde- und Bankdienst) 1995 [3] und die 

Bundesautobahnen 2021 [4]. Die im Deutschen Reich nach 1871 begründeten und bewährten 

Verwaltungs- und Geschäftstraditionen wurden nach 1990 in wichtigen Bereichen beseitigt. 

Die früheren Bundes-Eigenbetriebe Postbank und Post wurden ganz oder zum weit überwie-

genden Teil verkauft. Die Umwandlung der Behörden in privatrechtliche Gesellschaften hat 

mittelfristig den Ersatz aller Beamtenstellen in Angestelltenstellen zur Folge. Die Möglichkeit 

zum Streik nahm zu, was insbesondere für die Fahrgäste der Bahn lästig ist. Dort war das in 

den Zügen eingesetzte Personal früher im mittleren Dienst verbeamtet. 

Nach Einschätzung des arbeitgebernahen Instituts der deutschen Wirtschaft verursacht ein 

eintägiger Streik einen Schaden von 100 Mio [5]. Bei längeren Streiks steigen die Kosten über-

proportional. Beim Zustand der Strecken und bei der mangelhaften Pünktlichkeit der Deut-

schen Bahn AG, außerdem bei den Schwierigkeiten wegen der angespannten Transportmög-

lichkeiten infolge des Krieges in der Ukraine und in Palästina/Israel sind Streiks alles andere 

als förderlich. 

Bei einer Bestreikung der öffentlichen Verkehrsmittel können die Arbeitnehmer u. U nicht 

mehr zu ihrer Arbeitsstelle gelangen. Oder es wird durch Streiks die Versorgung in einem 

Krankenhaus beeinträchtigt, auch wenn immer wieder gesagt wird, die Versorgung der Not-

fallpatienten sei sichergestellt. Insbesondere müßte die Verhältnismäßigkeit von Streiks, die 

Pflicht zur Verhandlung zwischen Vertretern des Arbeitgebers und der Gewerkschaft oder die 

Pflicht zur Einschaltung eines Vermittlers durch Rechtsnormen festgelegt werden. Dadurch 

würde das Streikrecht nicht beeinträchtigt. Es würden nur allzu schädliche Folgen für die 

Gemeinschaft beschränkt bzw. die Verhältnismäßigkeit definiert. Beim derzeitigen Zustand ist 

es kaum feststellbar, ob ein Streik verhältnismäßig ist, d. h. ob die Forderungen der Gewerk-

schaft und die Auswirkungen auf die Gemeinschaft noch in einem guten Verhältnis zueinan-
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der stehen. Die Auswirkungen hängen vor allem vom guten Willen der beteiligten Personen 

ab. Das ist für einen Rechtstaat wenig befriedigend. 

In Deutschland darf nur für Lohnerhöhungen und für die Verbesserung von Arbeitsbedingun-

gen gestreikt werden. Durch den sog. politischen Streik sollen politische Ziele erreicht werden 

[6]. Er ist in Deutschland im Gegensatz z. B. zu Frankreich nicht erlaubt. 
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